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Dieses Merkblatt ist zur allgemeinen Information bestimmt. Rechtsansprüche können Sie daraus nicht ableiten. 
Wenn Sie weitere Fragen haben, rufen Sie uns gerne an. Um den Lesefluss zu erleichtern, verzichten wir auf 
Mehrfachnennungen; die verwendeten Bezeichnungen gelten für alle Geschlechter. Ebenso gelten alle 
ehebezogenen Begriffe auch für eingetragene Lebenspartnerschaften. 
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1. Behandlungsmethoden und 
Umfang der Beihilfefähigkeit 

Bei der künstlichen Befruchtung können folgende Methoden zur 
Anwendung kommen: 

• Insemination: 
Bei einer Insemination werden aufbereitete Samenzellen zum 
Zeitpunkt des Eisprungs direkt in die Gebärmutter und/ oder 
Eileiter eingeführt. In Frage kommen die Varianten 
intrauterine Insemination (IUI), bei der die Samen in die 
Gebärmutter eingeführt werden, intrazervikale Insemination 
(ICI), d. h. die Übertragung in den Gebärmutterhals oder 
intratubare Insemination (IT), die Samenübertragung in die 
Eileiter.  

• In-Vitro-Fertilisation (IVF): 
Bei der In-Vitro-Fertilisation wird die Befruchtung in einem 
Reagenzglas durchgeführt. Dabei werden der Frau zunächst 
befruchtungsfähige Eizellen entnommen. Diese werden in 
eine Nährlösung gegeben und mit Spermien zusammen-
gebracht. Nach der Befruchtung werden ein oder mehrere 
Embryonen in die Gebärmutter übertragen. 

• Intratubarer Gameten- Transfer (GIFT-Methode): 
Bei der GIFT-Methode handelt es sich um eine Sonderform 
der IVF. Hier werden der Frau mit Hilfe einer Laparoskopie 
(Bauchspiegelung) Eizellen entnommen und diese zusammen 
mit aufbereiteten Samenzellen in einen oder in beide Eileiter 
der Frau eingebracht. Die Befruchtung der Eizelle muss 
danach auf natürlichem Wege erfolgen. 

• Intracytoplasmatische Spermieninjektion (ICSI): 
Die Mikroinjektion oder intracytoplasmatische 
Spermieninjektion ist eine Erweiterung der In-Vitro-
Fertilisation. Hierbei wird eine einzelne Samenzelle direkt in 
eine Eizelle injiziert. 

• Intrazytoplasmatische Morphologisch Selektierte 
Spermieninjektion (IMSI): 
Die IMSI ist eine weitere Verfeinerung der ICSI-Technik. Bei 
der IMSI werden die Spermien zunächst bei 6000-facher 
Vergrößerung untersucht. Es werden nur jene Spermien für 
eine Injektion in die Eizelle herangezogen, die eine 
erfolgreiche Befruchtung versprechen. 

• Testikuläre Spermienextraktion (TESE) und Mikrochirurgische 
Epididymale Spermienaspiration (MESA) sind weitere 
Methoden der künstlichen Befruchtung. Mithilfe eines 
operativen Eingriffs kann in manchen Fällen Sperma direkt 
aus den Hoden (TESE) oder den Nebenhoden (MESA) 
gewonnen werden. Die anschließende künstliche Befruchtung 
wird dann nach der ICSI-Methode durchgeführt. 

Aufwendungen für die künstliche Befruchtung einschließlich 
der in diesem Zusammenhang notwendigen beihilfefähigen 
Arzneimittel sind nach ärztlicher Bescheinigung beihilfefähig, 
wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

• Die künstliche Befruchtung ist zwingend erforderlich und 
medizinisch notwendig, um eine Schwangerschaft 
herbeizuführen und 

• es besteht eine hinreichende Aussicht, dass durch die 
künstliche Befruchtung eine Schwangerschaft herbeigeführt 
wird., und 

• die künstliche Befruchtung ist nicht missbräuchlich nach dem 
Embryonenschutzgesetz.  

Die hinreichende Aussicht auf die Herbeiführung einer 
Schwangerschaft besteht bei einer Insemination nicht mehr, 
wenn acht Behandlungsversuche in Folge erfolglos 
abgeschlossen sind.  

Bei einer In-Vitro-Fertilisation (IVF), einem Intratubaren 
Gameten-Transfer (GIFT) oder einer Intracytoplasmatischen 
Spermieninjektion (ICSI) besteht die hinreichende Aussicht 
nicht mehr, wenn drei Behandlungsversuche in Folge erfolglos 
abgeschlossen sind. Der Behandlungsversuch ist mit dem 
Embryonentransfer abgeschlossen. 

Ein Behandlungsversuch gilt mit Eintritt der klinischen 
Schwangerschaft als erfolgreich. Damit ist die laufende 
beihilfefähige künstliche Befruchtung abgeschlossen. 

Aufwendungen für Tiefkühlung und Lagerung von Ei- oder 
Samenzellen sind im Rahmen einer laufenden beihilfefähigen 
künstlichen Befruchtung beihilfefähig. 

In der Regel wird eine künstliche Befruchtung mit Keimzellen 
des Ehegatten oder Partners durchgeführt (sog. homologe 
Insemination). Erfolgt stattdessen die Befruchtung mit Hilfe von 
Spendersamen (heterologe Insemination), so werden nur die 
Aufwendungen als beihilfefähig berücksichtigt, die auch bei 
Verwendung eigener Samenzellen des Ehegatten oder Partners 
anfallen würden. Somit sind Aufwendungen für den 
Spendersamen und für dessen Bereitstellung (meist in einer 
Samenbank) nicht beihilfefähig.  

Ebenfalls von der Beihilfefähigkeit ausgeschlossen ist eine 
künstliche Befruchtung mit einer fremden Eizelle. 

Nicht beihilfefähig sind auch die Aufwendungen für eine 
Präimplantationsdiagnostik (PID). Bei einer PID werden 
Embryonen bzw. befruchtete Eizellen molekulargenetisch 
untersucht. Die Untersuchung soll Auskünfte darüber geben, ob 
ein künstlich erzeugter Embryo (In-Vitro Fertilisation) in die 
Gebärmutter eingepflanzt werden soll oder nicht. Die PID dient 
nicht der Therapieplanung bzw. Behandlung einer Erkrankung 
eines der Elternteile, sondern der Embryonenselektion. 

Im Ausland entstandene Aufwendungen sind nur bis zu der 
Höhe beihilfefähig, wie sie in der Bundesrepublik Deutschland 
entstanden und beihilfefähig gewesen wären. Beihilferechtliche 
Voraussetzungen, Ausschlüsse und Begrenzungen wie zum 
Beispiel Höchstbeträge, Pauschalen, Anzahl und Selbstbehalte 
gelten entsprechend.  

Bei Behandlungen innerhalb der Europäischen Union (EU), in 
einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR), im Vereinigten Königreich 
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Großbritannien und Nordirland oder in der Schweiz können die 
Aufwendungen grundsätzlich als beihilfefähig berücksichtigt 
werden, ggf. jedoch mit Einschränkungen.  

Hingegen sind die Aufwendungen für eine künstliche 
Befruchtung völlig von der Beihilfe ausgenommen, wenn sie 
außerhalb Deutschlands und außerhalb der vorstehend 
genannten Staaten entstehen.  

Aufwendungen für die Gewinnung, die Aufbereitung, die 
Tiefkühlung und die Lagerung von Ei- oder Samenzellen sowie 
Ovarial- oder Keimzellgewebe und für die dazugehörigen 
medizinischen Maßnahmen (Kryokonservierung) sind in 
begründeten Einzelfällen als fertilitätsprotektive Maßnahme 
beihilfefähig. Voraussetzung ist, dass aufgrund einer 
Erkrankung beziehungsweise deren notwendiger Behandlung 
die Kryokonservierung medizinisch notwendig erscheint, um 
spätere medizinische Maßnahmen zur Herbeiführung einer 
Schwangerschaft vornehmen zu können. 

2. Erforderliche Unterlagen 
Die medizinische Notwendigkeit einer künstlichen Befruchtung 
ist durch eine ärztliche Bescheinigung zu begründen. 
Verwenden Sie hierfür bitte unseren Vordruck 52_1_V „Ärztliche 
Bescheinigung zu den Aufwendungen einer künstlichen 
Befruchtung“. 

Von Versicherten in einer gesetzlichen Krankenkasse oder 
Ersatzkasse benötigen wir immer einen Erstattungsnachweis 
der Krankenkasse. Bei Nichterstattung oder nur teilweiser 
Erstattung ist auch der Grund für die verminderte Leistung 
(möglichst mit Rechtsgrundlage) von der Krankenkasse 
anzugeben. 

3. Zuordnung der Aufwendungen 
Die Aufwendungen für künstliche Befruchtung werden der 
Person zugeordnet, bei der die jeweilige Einzelleistung 
durchgeführt wird.  

Aufwendungen für folgende Einzelleistungen sind dem Mann 
zuzuordnen: 

• Maßnahmen im Zusammenhang mit der Untersuchung und 
Aufbereitung einschließlich der Kapazitation des männlichen 
Samens und die damit verbundenen notwendigen 
Laboruntersuchungen,  

• Beratung der Partner über die speziellen Risiken der 
künstlichen Befruchtung und für die in diesem 
Zusammenhang erfolgende humangenetische Beratung, 

• die Tiefkühlung und die Lagerung von Samenzellen. 

Aufwendungen für folgende Einzelleistungen sind der Frau 
zuzuordnen:  

• extrakorporale Leistungen im Zusammenhang mit der 
Zusammenführung von Eizellen und Samen und die damit 
verbundenen notwendigen Laboruntersuchungen, 

• Beratung der Partner über die individuellen medizinischen, 
psychischen und sozialen Aspekte der künstlichen 
Befruchtung, 

• die Tiefkühlung und die Lagerung von Eizellen. 

Bitte achten Sie darauf, dass die Rechnungen entsprechend 
aufgeteilt werden, damit die Einzelleistungen der 
entsprechenden Person zugeordnet werden können.  

Bei der Beihilfe, bei der privaten Krankenversicherung und bei 
der gesetzlichen Krankenkasse gelten unterschiedliche 
Regelungen zur Kostenerstattung. Bitte erkundigen Sie sich 
daher bei Ihrer eigenen Krankenversicherung wie auch bei der 
Versicherung bzw. Krankenkasse Ihres Ehegatten/ Partners 
nach deren Bestimmungen. 

Von Versicherten in einer gesetzlichen Krankenkasse oder 
Ersatzkasse benötigen wir immer einen Erstattungsnachweis 
der Krankenkasse. Bei Nichterstattung oder nur teilweiser 
Erstattung ist auch der Grund für die verminderte Leistung 
(möglichst mit Rechtsgrundlage) von der Krankenkasse 
anzugeben. Sofern die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt 
sind, erstatten die gesetzlichen Krankenkassen i. d. R. 50 % der 
Kosten für die Maßnahmen, die am Körper des Versicherten 
durchgeführt werden. In der Satzung der jeweiligen 
Krankenkasse kann auch ein höherer Zuschuss festgesetzt sein. 

Bei freiwilliger Mitgliedschaft in einer gesetzlichen 
Krankenkasse sind die beihilfefähigen Aufwendungen um die 
Leistung der gesetzlichen Krankenkasse zu kürzen. Die Beihilfe 
wird aus dem verbleibenden Rest berechnet. 

Sofern der Ehegatte des Beihilfeberechtigten in der 
gesetzlichen Krankenkasse pflichtversichert ist und die 
Krankenkasse die Behandlungskosten bezuschusst, gilt der sog. 
Sachleistungsverweis. Weil eine Sachleistung zusteht, wenn 
auch nur zu 50 % der Behandlungskosten, wird dem 
pflichtversicherten Ehegatten dann keine Beihilfe gewährt. 

4. Allgemeine Hinweise 
Für Aufwendungen des Ehegatten oder eingetragenen 
Lebenspartners des Beihilfeberechtigten wird keine Beihilfe 
gewährt, wenn der Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Absatz 3 
Einkommensteuergesetz) des Ehegatten oder eingetragenen 
Lebenspartners in beiden Kalenderjahren vor der Stellung des 
Beihilfeantrages die maßgebliche Einkünftegrenze jeweils 
20.000 € überschritten hat. 

Diese Informationen beruhen auf der Beihilfeverordnung (BVO) 
vom 23.10.2025 in der jeweils gültigen Fassung. Sie gelten für 
Aufwendungen ab 1. Januar 2026. Als Entstehungsdatum gilt 
der Tag der Behandlung, bei Arzneimitteln der Tag des Kaufs.  

Wurde eine ärztliche Leistung im Rahmen der künstlichen 
Befruchtung vor dem 1. Januar 2026 begonnen, so gelten die 
früheren Regelungen nach der bis 31.12.2025 anzuwendenden 
Beihilfeverordnung fort (Übergangsregelung). Die Unterschiede 
betreffen in erster Linie die Frage, wem die Einzelleistungen 
zugeordnet werden, hingegen nicht die Anzahl der 
Behandlungsversuche.  
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Für eine vor dem 01.01.2026 begonnene Maßnahme der 
künstlichen Befruchtung gilt das am 31.12.2025 anzuwendende 
Beihilferecht so lange weiter, bis alle damit zusammen-
hängenden, von der Beihilfestelle anerkannten 
Behandlungsversuche abgeschlossen sind.  

Die Übergangsregelung ist auch beendet, sobald eine klinische 
Schwangerschaft eintritt.  

Soweit zu einem späteren Zeitpunkt erneut eine künstliche 
Befruchtung eingeleitet wird, gilt die BVO in der Fassung ab 
01.01.2026.  

Diese Auskunft steht unter dem Vorbehalt des Gleichbleibens 
der ihr zugrundeliegenden Sach- und Rechtslage, insbesondere, 
dass die behandelte Person zum Zeitpunkt des Entstehens der 
Aufwendungen entweder selbst beihilfeberechtigt oder 
berücksichtigungsfähiger Angehöriger eines 
Beihilfeberechtigten ist. Maßgebend sind die jeweiligen 
Verhältnisse zum Zeitpunkt der Behandlung. 

Weitere Infos, z. B. Rechtsgrundlagen, Rundschreiben und 
Merkblätter, finden Sie auch unter www.kvbw.de. Um über 
Entwicklungen im Bereich der Beihilfe frühzeitig informiert zu 
werden, empfehlen wir, unseren elektronischen Newsletter zu 
abonnieren. 

Anlage: 

Ärztliche Bescheinigung 52_1_V 

http://www.kvbw.de/
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